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Entwurf eines Gesetzes 


über das Handelsabkommen vom 7. Oktober 1951 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Irak 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel I 

Dem in London am 7. Oktober 1951 
Unterzeichneten Handelsabkommen zwisdien 
der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Königreich Irak wird zugestimmt. 

Artikeln 

(1) Das Handelsabkommen wird nach- 
stehend mit Gesetzeskraft veröffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag für die 
Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Artikel III 

Dieses Gesetz gilt auch im Lande Berlin, 
sobald das Land Berlin seine Anwendung 
durch Gesetz festgestellt hat. 

A r t i k e 1 I V 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


Bei dem am 7. Oktober 1951 in London 
Unterzeichneten Vertrag handelt es sich um 
das erste Abkommen, das zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und dem Königreich 
Irak abgeschlossen worden ist. 

Im abgelaufenen Jahr 1952 hat die Einfuhr 
aus dem Irak 169,645 Mio DM (davon 
145,254 Mio DM Mineralöl, 18,935 Mio DM 
Gerste, 1,217 Mio DM Baumwolle), die Aus- 
fuhr dagegen nur 19,570 Mio DM betragen. 

Wenngleich es sich bei Mineralöl um die 
weitaus bedeutendste irakische Ausfuhrware 
handelt, so konnten jedoch vertragliche Ver- 
einbarungen über Mineralöl-Lieferungen mit 
der Regierung des Königreichs Irak nicht ge- 
troffen werden, da diese das Verfügungs- 
recht über den Verkauf und die Ausfuhr von 
Mineralöl gegen Zahlung von Royalties an 
die englischen Ölgesellschaften abgetreten hat. 

Wegen Lieferung von irakischem Mineralöl 
darf auf die Vereinbarung im deutsch-eng- 
lischen Warenabkommen vom 3. März 1952 
(Ziffer 8 des Gemeinsamen Protokolls) ver- 
wiesen werden. 

Durch den Abschluß des Handelsabkommens 
vom 7. Oktober 1951 ist eine vertragliche 
Grundlage geschaffen worden, die eine 
wesentliche Intensivierung und Erweiterung 
des deutsch-irakischen Handels ermöglichen 
wird. 

Im einzelnen ist folgendes zu bemerken: 

1 . 

Das am 7. Oktober 1951 in London Unter- 
zeichnete Handelsabkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem König- 
reich Irak stellt keinen klassischen Handels- 
und Schiffahrtsvertrag dar, enthält aber in 
Artikel I und II gewisse Bestimmungen, die 
normalerweise in einem solchen Vertrag ent- 
halten sind und die ratifikationsbedürftig 
sind. 

Artikel I des Abkommens regelt die gegen- 
seitige Meistbegünstigung auf dem Gebiet 
der Zölle, Steuern und Gebühren sowie der 
Schiffahrt. Artikel II enthält die üblichen 
Ausnahmen von dieser Meistbegünstigung 
für Nachbarstaaten, Zollunionen und ähn- 
liche Sonderfälle. 


Die Vereinbarungen sind in dieser Form er- 
forderlich, weil der Irak nicht dem General 
Agreement for Tariffs and Trade (GATT) 
angehört und somit dessen Meistbegünsti- 
gungsbestimmungen nicht automatisch auf 
das Verhältnis zwischen der Bundesrepublik 
und Irak Anwendung finden. 

Der in Artikel I und II verbindlich nieder- 
gelegte Rechtszustand ist auf Grund auto- 
nomer Maßnahmen in beiden Ländern be- 
reits tatsächlich in Kraft. Irak genießt bereits 
auf Grund der Bestimmungen in Anlage C 
zum Zolltarifgesetz vom 16. August 1951 das 
Recht der Meistbegünstigung. 

2 . 

Die übrigen Teile des Abkommens (Artikel 
III bis IX) enthalten Bestimmungen, wie sie 
im allgemeinen in den nicht ratifikations- 
bedürftigen Warenverkehrsabkommen Vor- 
kommen. Dies gilt auch für die Anlagen A 
und B, in denen Einfuhrmöglichkeiten für 
irakische Waren nach Deutschland und für 
deutsche Waren nach dem Irak festgelegt sind. 
Die Artikel III bis IX stellen jedoch in diesem 
Sinne ein Rahmen-Abkommen dar; in Ar- 
tikel IV ist ausdrücklich vorgesehen, daß die 
Listen auf formlosem Wege durch unmittel- 
bare Besprechung zwischen den Ministerien 
abgeändert werden können. Dadurch ist für 
die Warenverkehrslisten der gleiche Zustand 
hergestellt, wie er mit anderen Ländern gilt, 
mit denen lediglich nicht ratifikationsbedürf- 
tige Protokolle über den Warenverkehr ab- 
geschlossen sind. 

3. 

In Abweichung von der allgemeinen Übung 
sind die ratifikationsbedürftigen und die 
nicht ratifikationsbedürftigen, nur den 
Warenverkehr betreffenden Vereinbarungen 
in einem Abkommen zusammengefaßt, weil 
die Aufteilung der beiden Gruppen von Ver- 
einbarungen in zwei getrennte Vereinbarun- 
gen, von denen die eine ratifikationsbedürftig, 
die andere nicht ratifikationsbedürftig ge- 
wesen wäre, voraussichtlich zu Schwierigkei- 
ten bei der Annahme des Abkommens durch 
die irakische Regierung geführt hätte. Da es 
sich um das erste Handelsabkommen zwi- 
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sehen der Bundesrepublik und dem Irak han- 
delt, war es erforderlich, den Wünschen der 
irakischen Regierung in formeller Beziehung 
möglichst weit entgegenzukommen. 

4. 

Zu dem Abkommen gehört noch ein nicht 
ratifikationsbedürftiger Briefwechsel, welcher 
in der Hauptsache einige erläuternde Bestim- 
mungen zu verschiedenen Artikeln des Ab- 
kommens und zu den Anlagen enthält, fer- 
ner Feststellungen über die von der ira- 
kischen Regierung gegenüber deutschen 
Staatsangehörigen verfolgte Politik trifft 
und schließlich die sogenannte „Berlin- 
Klausel“ enthält, d. h. die Anwendbarkeit 
des Abkommens auf die Westsektoren von 
Berlin regelt. 

5. 

ln Ziffer 4 des Briefwechsels wird die Ab- 
sicht der beiden Regierungen festgestellt, das 
Abkommen schon vor der Ratifizierung an- 


zuwenden. Dies ist naturgemäß nur insoweit 
möglich, als es sich nicht um dem Wesen nach 
ratifikationsbedürftige Bestimmungen han- 
delt. Dies bedeutet insbesondere, daß die 
Meistbegünstigung zwar de facto gewährt 
wird, daß jedoch keinerlei Verpflichtung zu 
dieser Gewährung besteht. Auf deutscher 
Seite wird sie, wie schon vorher erwähnt, im 
Rahmen der allen Ländern autonom ge- 
währten Meistbegünstigung zugestanden. 

Als Zeitpunkt für die vorläufige Anwendung 
der Bestimmungen des Abkommens ist durch 
formlose Besprechungen der 15. Januar 1952 
vereinbart worden. 

Nach Artikel X tritt das Abkommen mit der 
Ratifizierung in Kraft und gilt von da an für 
ein Jahr und darüber hinaus jeweils für ein 
weiteres Jahr, solange es nicht gekündigt 
wird. 

Die Vorlage des Vertrages hat sich dadurch 
verzögert, daß der arabische Text erst nach- 
träglich noch unterzeichnet werden sollte. 


Handelsabkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Irak 


Die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und die Regierung des König- 
reichs Irak haben in dem Wunsche, die Han- 
delsbeziehungen zwischen ihren Ländern zu 
erweitern, die folgenden Vereinbarungen ge- 
troffen: 

Artikel I 

Die beiden vertragschließenden Parteien 
werden sich gegenseitig Meistbegünstigung in 
bezug auf Zölle, Steuern und Gebühren auf 
Importe und Exporte, die aus ihren Ländern 
stammen, sowie in bezug auf die Art der 
Festsetzung und Erhebung solcher Zölle, 
Steuern und Gebühren gewähren. Dement- 
sprechend werden im Lande der einen ver- 
tragschließenden Partei Zölle, Steuern und 
Gebühren auf Erzeugnisse der anderen ver- 
tragschließenden Partei nicht höher als auf 
Erzeugnisse irgendeines anderen Landes er- 
hoben werden; noch soll die Art und Weise 
der Erhebung die Geschäftsbeziehungen 
härter treffen, als es in bezug auf die Er- 
zeugnisse irgendeines anderen Landes der 
Fall ist. 


Schiffe, die einer der beiden vertragschlie- 
ßenden Parteien gehören, werden in den 
Fiäfen der anderen Partei in bezug auf 
Steuern, Lasten, Gebühren, Bunkern und 
andere Dienstleistungen oder Erleichterun- 
gen dieselbe Behandlung genießen, wie sie 
den Schiffen irgendeines dritten Landes ge- 
währt wird. 

Artikel II 

Die Bestimmungen des Artikels I schließen 
Privilegien, Freiheiten und Sonderregelungen 
nicht ein, die jetzt oder in Zukunft gewährt 
werden 

a) Arabischen Staaten und irgendeinem 
Staat, der von dem Ottomanisdien Reich 
durch den Vertrag von Lausanne im Jahre 
1923 abgetrennt wurde; 

b) angrenzenden Ländern zwecks Erleichte- 
rung des Grenzhandels; 

c) Staaten, die mit einer der beiden ver- 
tragschließenden Parteien eine Zollunion 
oder ein Freihandelsgebiet bilden, und 
Staaten, die mit einer der Parteien Ab- 
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kommen abgeschlossen haben, die zur 
Errichtung einer Zollunion oder eines 
Freihandelsgebietes führen. 

Artikel III 

Die in den Anlagen A und B aufgeführten 
Waren werden grundsätzlich zwischen den 
vertragschließenden Parteien auf dem nor- 
malen Handelsweg ausgetauscht. Wenn eine 
Regierung Käufe oder Verkäufe auf ihre 
eigene Rechnung im Gebiet der anderen 
tätigt, werden solche Käufe oder Verkäufe, 
soweit es sich um Waren, die in den An- 
lagen A und B aufgeführt sind, handelt, als 
unter die Bestimmungen dieses Abkommens 
fallend angesehen. 

In bezug auf die in den diesem Abkom- 
men beigefügten Anlagen A und B, die einen 
wesentlichen Bestandteil dieses Abkommens 
bilden, enthaltenen Waren kommen die ver- 
tragschließenden Parteien überein, daß er- 
forderlichenfalls Import- und Exportgeneh- 
migungen in Übereinstimmung mit den Ge- 
setzen und Vorschriften, die in beiden Län- 
dern in Kraft sind, jeweils bis zu dem Jahres- 
wert, der für jede Ware genannt ist, erteilt 
werden. 

Die vertragschließenden Parteien verpflich- 
ten sich weiterhin, mit der anderen vertrag- 
schließenden Partei zusammenzuarbeiten und 
jede mögliche Erleichterung in Übereinstim- 
mung mit den Gesetzen und Vorschriften, 
die in ihrem Lande bestehen, zu gewähren, 
um die in den Anlagen A und B aufgeführten 
Waren bis zu den Höchstwerten, die für jede 
Ware in den genannten Listen festgesetzt 
sind, ein- bzw. auszuführen. 

Artikel IV 

Die Anzahl, Bezeichnungen, Mengen und 
Werte der Waren, die in den beigefügten 
Listen enthalten sind, können während der 
Laufzeit dieses Abkommens geändert wer- 
den, vorausgesetzt, daß eine derartige Ände- 
rung durch gegenseitige Übereinkunft ge- 
mäß den Bestimmungen des Artikels VIII be- 
wirkt wird. 

Artikel V 

Die beigefügten Listen beschränken den 
Handel zwischen beiden vertragschließenden 
Parteien nicht auf die Waren, die in ihnen 
festgelegt sind, und beide Parteien verpflich- 
ten sich, jede Erleichterung zu gewähren, um 
den Handel zwischen ihren Ländern allge- 
mein zu fördern. 


A r t i k e 1 VI 

Jede vertragschließende Partei verpflichtet 
sich, Waren, die in Übereinstimmung mit 
Artikel III dieses Abkommens ausgetauscht 
worden sind, nicht in ein drittes Land wieder- 
auszuführen, es sei denn in gegenseitigem 
Einverständnis* 

A r t i k e 1 VII 

Zahlungen hinsichtlich des Warenverkehrs 
und unsichtbarer Ein- und Ausfuhren zwi- 
schen den beiden Ländern werden in Pfund 
Sterling bewirkt und auf oder von „German 
accounts“ oder „German transferable ac- 
counts“ durchgeführt, die bei ermächtigten 
Banken im Vereinigten Königreich unterhal- 
ten werden, oder in Übereinstimmung mit 
den Vorschriften, die jeweils durch die zu- 
ständigen Behörden des Vereinigten König- 
reichs für derartige Zahlungen erlassen wer- 
den. Dies bezieht sich im besonderen auf alle 
Zahlungen im Zusammenhang mit Importen 
und Exporten zwischen den beiden vertrag- 
schließenden Parteien sowohl hinsichtlich des 
Kaufpreises der Waren, ihrer Versicherung 
und der Fracht oder irgendwelcher anderer 
Nebenkosten. 

Artikel VIII 

Die beiden vertragschließenden Parteien 
werden sich von Zeit zu Zeit miteinander in 
bezug auf irgendwelche Fragen, die aus der 
Anwendung dieses Abkommens entstehen, 
beraten mit der Absicht, dessen Durchfüh- 
rung zu erleichtern und den Handel zwischen 
den beiden Ländern bis zu seinem Höchst- 
maße zu fördern. Derartige Beratungen kön- 
nen unmittelbar zwischen den beteiligten 
Ministerien stattfinden. Beide Parteien wer- 
den Mitglieder ihrer Ministerien benennen, 
die berechtigt sind, Verhandlungen über der- 
artige Fragen zu führen. 

A r t i k e 1 IX 

Die Deutsche Regierung wird die Beschäf- 
tigung deutscher Techniker und Spezialisten 
im Königreich Irak vorbehaltlich des Be- 
stehens gegenseitiger Verträge zwischen der 
Regierung des Königreichs Irak einerseits und 
dem deutschen Techniker oder Spezialisten 
andererseits erleichtern und wird, soweit 
möglich und erforderlich, ihre Hilfe für die 
Ausbildung von irakischen Technikern in der 
Bundesrepublik Deutschland anbieten. Ver- 
handlungen, die in diesem Zusammenhang 
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etwa erforderlich werden, finden in Überein- 
stimmung mit dem Verfahren gemäß Ar- 
tikel VIII statt. 

Artikel X 

Dieses Abkommen tritt am Tage des Aus- 
tauschs der Ratifikationsurkunden in Kraft. 
Es gilt für die Zeit von zwölf Monaten und 
ist für gleiche Jahreszeiträume erneuerungs- 
fähig, soweit nicht eine Kündigung durch eine 
Partei drei Monate vor dem Ablauf eines 
Vertragsjahres erfolgt. 

Dieses Abkommen ist in doppelter Aus- 
fertigung in arabischer, deutscher und eng- 
lischer Sprache geschlossen worden. Im Falle 
von Meinungsverschiedenheiten, die hinsicht- 
lich des genauen Wortlauts des Abkommens 
erwachsen, ist der englische Text maßgebend. 

Geschehen in London am 7. Oktober 1951 

Für die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland 

gez. 

Ministerialrat Dr. A. H. van Scherpenberg 

Für die Regierung des Königreichs Irak 
gez. 

Seine Exzellenz Abdulmajid Mahmoud 


Liste (A) 

Irakische Exporte nach Deutschland 

Wert in 
£ 1000 


Datteln 250 

Gerste 600 

Mais 50 

Därme 7,5 

Dattelsaft 5 

Häute und Felle 70 

Wolle 220 

Baumwolle 1050 

Tabak 10 

Feine Tierhaare p. m. 

Rohmaterialien für 
chemische u. pharma- 
zeutische Zwecke p. m. 

Haare und Borsten p. m. 


Liste (B) 

Deutsche Exporte nach dem Irak 

Wert in 
£ 1000 


Medikamente 40 

Chemische Materialien und Dünge- 
mittel 35 

Elektrische Maschinen, Apparate und 
Artikel 75 

Verbrennungsmotore, Pumpen und 
Teile davon 100 

Andere Maschinen und Apparate, 
einschl. verschiedene Eisenwaren 
außer solchen, die durch Import- 
bestimmungen verboten sind 200 

Anilinfarben 45 

Baufarben 10 

Andere Farben und Farbstoffe 5 


Warmwalzerzeugnisse einschl. eiserne 


Träger, Stangen und Bleche, Rohre, 
deren Teile und Verbindungsstücke 100* 

Kaltwalzerzeugnisse einschl. Drähte, 

Bandeisen und Drahterzeugnisse 100* 

Gießereierzeugnisse 50* 

Papier, Pappe, Karton- und Papier- 
erzeugnisse 45 

Fotografische Materialien 2,5 

Kunststoff und Erzeugnisse daraus 6 


Halbfertigerzeugnisse aus Nichteisen- 
metallen und Legierungen daraus 
wie Bleche, Bänder, Folien, Stangen, 
Draht, Profile, Widerstand- und 


Heizdrähte, Metallpulver 

25 

Lastwagen und Omnibusse 

p. m. 

Motorräder und Fahrräder 

10 

Stahlbauerzeugnisse 

100 

Flußschiffe und Schleppdampfer 

p. m. 

Präzisions- und optische Instrumente 10 

Gummireifen und -erzeugnisse 

10 

Asbesterzeugnisse 

p.m. 

Baumwollene Meterware 

150 

Glaswaren 

5 

Töpferware (Haushalts- und sanitäre) 5 

* vorbehaltlich Spezifikation 
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Irakische Botschaft 
22, Queens Gate 
London S.W. 7 
London, 7. Oktober 1951 


Sehr geehrter Herr, 

ich bestätige die im Zusammen- 
hang mit dem Handelsabkommen zwischen 
dem Königreich Irak und der Bundesrepublik 
Deutschland dargelegten Punkte Ihres heuti- 
gen Schreibens, das wie folgt lautet: 

1 . Hinsichtlich der Bestimmungen über die 
Meistbegünstigung in Artikel I und II des 
Abkommens sollen die Gebiete, die an der 
europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Eisen (Sdhuman-Plan) teilnehmen, als ein 
Freihandelsgebiet behandelt werden, inso- 
fern die von dem Schuman-Plan betrof- 
fenen Waren in Frage kommen. 

2. Es besteht Einverständnis darüber, daß die 
Bestimmungen dieses Abkommens auch auf 
den britischen, französischen und US- 
Sektor Berlins Anwendung finden sollen. 

3. Im Hinblick auf Kontrakte, die während 
der Laufzeit dieses Abkommens zwischen 
Angehörigen oder Firmen eines Landes mit 
Wissen und Billigung der Regierungen der 
Bundesrepublik Deutschland und des Kö- 
nigreichs Irak über die Lieferung von Kapi- 
talgütern abgeschlossen wurden, stellt die 
Irakische Delegation fest, daß nach den in 
Kraft befindlichen Bestimmungen im Irak 
Genehmigungen in der Regel mit einer 
Gültigkeitsdauer für einen vereinbarten 
Zeitraum ausgegeben werden und daß die 
zuständigen irakischen Behörden die Ver- 
längerung der Gültigkeit solcher Geneh- 
migungen bis zur Durchführung von Ein- 
fuhr und Zahlung in solchen Fällen erwä- 
gen werden, in denen der Inhaber der Ge- 
nehmigung guten Glaubens ist. 


4. Bis zum Austausch der Ratifikationsurkun- 
den haben beide Regierungen die Absicht, 
dieses Abkommen von einem durch gegen- 
seitige Übereinkunft festzulegenden Datum 
an anzuwenden. 

5. Die Irakische Delegation stellt fest, daß 
deutsche Staatsangehörige die gleiche Be- 
handlung wie andere ausländische Staats- 
angehörige im Irak im Hinblick auf die 
nachstehenden Angelegenheiten genießen , 
mit Ausnahme etwaiger Vorrechte, die 
jeweils Angehörigen arabischer Sparen ge- 
währt werden sollten. 

1) Registrierung von Patenten und Waren- 
zeichen und Gesellschaften. 

2) Recht zum Auftreten als Partei vor 
irakischen Gerichten. 

3) Erwerb von Grundbesitz. 

Die Irakische Delegation stellt weiterhin 
fest, daß sie den deutschen Behörden so 
bald wie möglich die Vorschriften und Be- 
stimmungen übergeben wird, die zur Zeit 
für die Einreise deutscher Staatsangehöri- 
ger in den Irak zwecks Aufnahme von 
Geschäftstätigkeit bestehen. 

6. Im Hinblick auf die diesem Abkommen 
beigefügte Anlage A besteht Einverständnis 
darüber, daß die darin für die folgenden 
Waren aufgeführten Wertgrenzen unter 
der allgemeinen Annahme festgesetzt wur- 
den, daß sie ungefähr den Mengen ent- 
sprechen, die nachstehend hinter jeder 
Ware genannt sind: 

Datteln 
Gerste 
Mais 

Dattelsaft 
Häute und Felle 
Wolle 
Baumwolle 


12 500 Tonnen 
20 000 Tonnen 

2 000 Tonnen 
100 Tonnen 
300 Tonnen 
400 Tonnen 

3 000 Tonnen 
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Wenn auf Grund wesentlicher Preisver- 
änderungen die in Anlage A genannten 
Beträge sich als unzureichend oder zu hoch 
für die Bezahlung der obengenannten Men- 
gen herausstellen sollten, werden die beiden 
Regierungen sich gemäß Artikel VIII des 
Abkommens beraten, um die Wertgrenzen 
zu berichtigen. 

7. Es besteht Einverständnis darüber, daß die 
Summe von 1 0 000 £, die in Anlage A für 
Tabak festgelegt ist, nur versuchsweisen 
Charakter trägt im Hinblich auf die Tat- 
sache, daß bisher Tabak irakischen Ur- 
sprungs nicht in Deutschland verkauft 
worden ist. Die Deutsche Regierung ist 
bereit, eine Erhöhung dieser Zahl wohl- 
wollend zu erwägen, wenn sich eine hin- 
reichende Nachfrage nach dem Tabak auf 
dem deutschen Markt zeigen sollte. 

Es muß darauf hingewiesen werden, daß die 
sofortige Anwendung des Abkommens, wie 
sie in Absatz 4 Ihres Briefes vorgesehen ist, 
von der Genehmigung durch den Irakischen 
Ministerrat abhängt. 

Ich bin, mein Herr, 

Ihr ergebener 

gez. Abdulmajid Mahmoud 
Wirtschaftsminister 


Der Leiter der Deutschen Delegation 


London, den 7. Oktober 1951 

Exzellenz, 

Für den Fall, daß die Irakische Regierung zu- 
künftig in der Lage sein sollte, auf ihre eigene 
Rechnung über einen Teil der irakischen 
Ölproduktion zu verfügen, würde die Bun- 
desrepublik Deutschland an dem Kauf mittels 
normaler Handelskanäle und vorbehaltlich 
eines zufriedenstellenden Übereinkommens 
über Preise und andere Bedingungen in einer 
Höhe von 90.000 t Rohöl während der Gül- 
tigkeit unseres Handelsabkommens interes- 
siert sein. 

Ich würde Ihnen sehr verbunden sein, wenn 
Sie freundlicherweise Kenntnis von dieser 
Absicht nehmen würden. 

Ich bin, Exzellenz, 
mit ausgezeichnetster Hochachtung 
Ihr ergebener 

gez. Dr. A. H. van Scherpenberg 

Seine Exzellenz 
Abdulmajid Mahmoud 
Irakischer Wirtschaftsminister 
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